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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 17. Dezember 1959 

8 — 68020 — 4585/59 — II 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich zur Unterrichtung des Deutschen Bun- 
destages nach Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen 
vom 25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und der Europäischen Atomgemeinschaft (BGBl. II 
S. 753) den von der Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft vorgeschlagenen 


Entwurf einer Verordnung auf Grund des 
Artikels 79 Abs. 3 des Vertrages zur Grün- 
dung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft über die Beseitigung von Diskriminie- 
rungen auf dem Gebiet der Frachten und 
Beförderungsbedingungen 

nebst Begründung. 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß der Europäischen Gemein- 
schaften hat sich mit großer Mehrheit für die Annahme des 
Verordnungsentwurfs ausgesprochen. 

Der Rat der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft wird die 
Verordnung voraussichtlich in seiner Sitzung am 18. Januar 
1960 erlassen. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck; Bonneir Universitäts-Buchdriuckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestraße 54, Telefon 3551 
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Verordnung Nr. . . . 

auf Grund des Artikels 79 Absatz 3 des Vertrages zur Gründung 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft über die Beseitigung 
von Diskriminierungen auf dem Gebiete der Frachten 
und Beförderungsbedingungen 


DER RAT 

DER EUROPÄISCHEN WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT 

gestützt auf die Artikel 79 xmd 155 des Vertrages 
zur Gründung der Europäischen Wirtscbaftsge- 
meinschaft, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Anhörung des Wiirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in der Erwägung, daß der Rat nach Artikel 79 
Absatz 3 verpflichtet ist, binnen zwei Jahren nach 
dem Inkrafttreten des Vertrages eine Regelung 
zur Beseitigung von Diskriminierungen unter den 
in Absatz 1 dieses Artikels genannten Bedingun- 
gen zu treffen, 

unbeschadet der Vorschriften des Artikels 75, 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Im Sinne dieser Verordnung bedeuten: 

a) „Vertrag" der Vertrag zur Gründung 

der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft und die 
dazugehörigen Anhänge; 

b) „Mitgliedstaaten" die in Artikel 227 Absatz 1 

des Vertrages genannten 
Staaten, einschließlich der in 
Absatz 4 des gleichen Arti- 
kels genannten europäischen 
Hoheitsgebiete, deren aus- 
wärtige Beziehungen ein Mit- 
gliedstaat wahmimmt; 

c) „Gemeinschaft" alle unter Buchstabe b) ge- 

nannten Staaten und Ge- 
biete; 

d) „Dritte oder alle nicht unter Buchstabe b) 

assoziierte Staaten genannten Staaten und Län- 
und Länder" der. 

Artikel 2 

(1) Diese Verordnimg gilt für alle Güterbeförde- 
rungen. im Eisenbahn-, Straßen- und Binnenischiffs- 
verkehr innerhalb der Gemeinschaft, mit Ausnahme 
von Beförderungen der lin den Anlagen I und III 
des Vertrages über, die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl genannten Gü- 
ter. 


(2) Die Verpflichtungen, die sich aus dem Ver- 
trag über die Gründung der Europäischen Gemein- 
schaft für Kohle und Stahl ergeben, bleiben von 
dieser Verordnung unberührt. 


Artikel 3 

(1) Diese Verordmmg gilt für alle Beförderungen, 
bei denen der Versand- oder Bestimmungsort des 
beförderten Gutes in einem Mitgliedstaat liegt. 

(2) Sie gilt auch für die auf den Eisenbahn-, Stra- 
ßen- oder Binnenschiff sverkehr entfallenden Teil- 
strecken einer Beförderung, wenn das Gut auf ande- 
ren Teils trecken mit anderen Verkehrsnijitteln be- 
fördert wird. 

A r t i k e 1 4 

Wild eine Beförderimg auf Grund eines einzigen 
Beförderungsvertrages von mehreren Verkehrs- 
unternehmem ausgelührt, so gilt diese Verordnung 
auch für jeden dieser Verkehrsuntemehmer für 
die von ihm befahrene Strecke. 


Artikel 5 

(1) Im Verkehr innerhalb der Gemeinschaft ist 
jede Diskriminierung verboten, die darin besteht, 
daß ein Verkehrsamtemehmer in denselben Ver- 
kehrsverbindungen für die gleichen Güter je nach 
ihrem Herkunfts- oder Bestimmungsland unter- 
schiedliche Frachten und Beförderungsbedingungen 
anwendet, 

(2) Dieses Verbot wird wirksam unter den Vor- 
aussetzungen und innerhalb der Fristen, die in den 
Artikeln 6 und 7 dieser Verordnung festgelegt sind. 


Artikel 6 

Das Verbot nach Artikel 5, diskrimiinierende 
Frachten und Beförderungsbedingungen jeder Art 
I im Sinne des Artikels 79 Absatz 1 anzuwenden, 
wird wirksam 

a) ab 1. Januar 1961 im Verkehr zwischen den Mit- 
gliedstaaten; 

j b) ab 1. Januar 1962 im Verkehr innerhalb der 
I einzelnen Mitgliedstaaten; 
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c) ah 1. Januar 1963 itm Verkehr zwiischen Mit- 
gliedstaaten und dritten oder asisoziderten Län- 
dern. 


Artikel 7 

(1) Es iist ferner von dem Zeitpunkt des Inkraft- 
tretenis dieser Verordnung ab verboten, neue Tarife, 
Konventionen oder andere Preiisiabsp rachen und 
Beförderungsbedingungen einzuführen, die Diiskri- 
minderungen im Sinne des Artikels 79 Absatz 1 ent- 
halten. 

(2) Zwischen dem 31. Dezember 1957 und dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung 
eingeführte Tarife, Konventionen, andere Predsab- 
sprachen und Beförderungsbedingunigen, die Dis- 
kriminiierungen im Sinne des Artikels 79 Absatz 1 
des' Vertrages enthalten, sind vor dem 1. Juli 1960 
zu beseitigen. 


Artikel 8 

(1) Die Regierungen sind verpflichtet, der Kom- 
mission vor dem 1. Januar 1961 die Tariife, Kon- 
ventionen, Predsabsprachen und Beförderungsbe- 
dingungen in ihren Ländern mitzuteilen, die inner- 
halb der Gemeinschaft in denselben Verkehrsver- 
bindimgen für die gleichen Güter nach ihrem Her- 
kunfts- oder Biestimmiungsland lunterschiedMche 
Frachten und B-eförderunigsbedingungen vorsiehen. 
Der Kommission sind ferner alle Maßnahmen dieser 
Art unverzüglich mitzuteilen, die künftig aingeführt 
oder vereinbart werden. 

(2) Unternehmen, die Beförderungen ausführen, 
sind verpflichtet, ihren Regierungen vor dem 
1. Juli 1960 alle zweckdienlichen Angaben über die 
(in Absatz 1 genannten Tarife, Konventionen, Preis- 
absprachen und Beförderungsbedingungen mitzu- 
teilen und sie unverzüglich über alle entsprechen- 
den Maßnahmen zu unterrichten, die künftig ein- 
geführt oder vereiinbart werden, 

(3) Herkunfts- oder Bestimmungsland im Sinne 
dieses Artikels ist jeder Mitgliedstaat, in dem der 
Versand- oder Bestimmungsort des beförderten 
Gutes liegt. 


Artikel 9 

(1) Für jede Bieförderung innerhalb der Gemein- 
schaft müssen aus einem Beförderungspapier fol- 
gende Angaben ersichtlich sein: 

— • Name und Anschrift des Absenders, 

— Art und Gewicht des Gutes, 

— Ort und Tag der Annahme des Gutes zur Be- 
förderung, 

— vorgesiehiener Ausliefe rungsort des Gutets, 

— Beförderungsweg oder Entfernung, soweit diese 
eine von dem üblichen Preis abweichende 
Frachtberechnung rechtfertigen, 

— gegebenenfalls Grenzübergangsstellen. 


(2) Die Befördierungspapiere sind in doppelter 
Ausfertigung auszustellen und zu numerieren. Eine 
Ausfertiigung begleitet das Gut. Die zweite Aus- 
fertigung hat der Verkehrsuntemehmer zwei Jahre 
lang — vom Tage der Bieförderung an gerechnet 
— nach der Nummernfolge igeordnet aufzubewah- 
ren. Auf dieser zweiten Ausfertigung sind die 
endgültigen Frachten und Kosten, etwaige Fracht- 
rückvergütungen sowie andere zusätzliche Bedm- 
gungen zu vermerken, die sich auf die Frachtkosten 
und Beförderungsbedingungen auswirken. 

(3) Gehen aus sonstigen Bieförderungspapieren 
alle Angaben gemäß Absatz 1 hervor und ermög- 
lichen diese lin Verbindung mit d'er Buchführunig der 
Verkehrsuntemehmer eine vollständige Nachprü- 
fung der Frachten und Beförderungsbedingungen 
zum Zwecke der Beseitigung und Verhinderung von 
Diskriminierunigen im Sinne des Artikels 79 des 
Vertrages, so sind die Verkehrsunternehmer nicht 
verpflichtet, besondere Beförderungspapiere auszu- 
iS teilen. 

(4) Die Verkehrsuntemehmer sind für die ord- 
nungsigemäße Ausstellung der Beförderungspapiere 
verantwortlich. 


Artikel 10 

(1) Die Vorschriften des Artikels 9 treten am 
1. Januar 1961 in Kraft. 

(2) Die Kommission kann jedoch anordnen, daß 
sie für bestimmte Verkehrskatetgorien zu einem 
späteren Zeitpunkt in Kraft treten. 

Artikel 11 

Die Vorschriften des Artikels 9 finden keine An- 
wendung 

a) auf die Beförderung von Gütern eines Versen- 
ders an den gleichen Empfänger bis zu fünf 
Tonnen je Fahrzeug; 

i b) auf die Beförderung von Gütern dm Binnenver- 
kehr eines Mitgliedstaates bis zu einer Gesamt- 
entfiemung von fünfzig Kilometern. 


Artikel 12 

Die Vorschriften des Artikels 9 finden keine An- 
wendung auf die Beförderung von Gütern, die ein 
Unternehmen für eigene Zwecke ausführt, sofern 
folgende Voraussetziungen erfüllt sind: 

— die Beförderung muß mit Fahrzeugen erfolgen, 
die Eigentum dieses Unternehmens oder von 
ihm auf Abzahlung gekauft sind und von eige- 
nem Personal bedient werden; 

— die Beförderung darf nur eine Hilfstätigkeit im 
Rahmen des gesamten Untern ehmens darstellen; 

— ■ die beförderten Güter müssen Eigentum dieses 
Unternehmens oder von ihm verkauft, gekauft, 
verliehen, geliehen, vermietet, gemietet, erzeugt, 
bearbeitet oder ausgebessert worden sein; 
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— die Beförderung muß der Heranschaffung der 
Güter zum Unternehmen, ihrer Fortschaffung 
vom Unternehmen, ihrer Überführung inner- 
halb des Unternehmens oder dem Eigen gebrauch 
außerhalb des Unternehmens dienen. 


Artikel 13 

(1) Unbeschadiet der Vorschriften des Artikels 75 
und ihrer Durchführung sind alle Preisie und Beför- 
derungisibedinigungen im Verkehr innerhalb der Ge- 
meinschaft ab 1. Januar 1964 zu veröffentlichen. 

(2) Art, Form, Umfang und alle anderen Bedin- 
gungen der Veröffentlichung werden vor dem 
1. Juli 1963 innerhalb der Grenzen und nach Maß- 
gabe des Artikels 79 Absatz 1 und 3 geregelt. 


Artikel 14 

(1) Unbeschadet der Vorschriften des Artikels 8 
dieser Verordnung sind die Regierungen und Unter- 
nehmen auf Verlangen der Kommiission verpflichtet, 
alle erforderlichen zusätzlichen Auskünfte über 
Tarife, Konventionen, Preise 'und Beiförderungs- 
bedingungen zu erteilen. 

(2) Die Kommission kann für die Mitteilung die- 
ser Auskünfte eine Frist festsetzen, die minidestens 
einen Monat betragen muß. 


A r t ik e 1 15 

(1) Verkehrsunternehmer, die in denselben Ver- 
kehrsverbindungen für die igleichen Güter nach 
ihrem Herkunfts- oder Bestimmungsland unter- 
schiedliche Frachten und BeförderungiSbiedingungen 
anwemden, sind auf Verlangen der Kommissfion ver- 
pflichtet, diese Frachten /und Beförderungsbedingun- 
gen im Hinblick auf die Vorschriften dieser Ver- 
ordnung zu rechtfertigen. 

(2) Erklärt ein Verkehrsunternehmer, die unter- 
schiedlichen Frachten und Beförderungsbedingun- 
gen seien ausschließlich auf die Wettbewerbs Lage 
oder auf technische, oder wirtschaftliche Betriebs- 
bedingungen zurückzuführen, die für die Beförde- 
rung in der betreffenden Verkehrsverbindung maß- 
geibend sind, so ist er verpf lichtet, der Komnuission 
die hierfür eTforderlichen Beweismittel zur Verfü- 
gung zu stellen. 


Artikel 16 

Spediteure, Vermittler von Beförderungsleistun- 
gen sowie Unternehmen, die für Verkehrsunter- 
nehmer unmittelbare Hilfsverrichtungen leisten, 
sind auf Verlangen ihrer Regierung oder der Kom- 
mission verpflichtet, alle Auskünfte über diese Lei- 
stungen, die angewenideten Preise und Beförde- 
rungsbedingungen zu erteilen. 


Artikel 17 

(1) Die Mitgliedstaaten sorgen durch ange- 
messene Überwachung für die Einhaltung der den 
Verkehrsimternehmern nach Artikel 8 Absatz 2 
sowie den Artikeln 9 und 14 dieser Verordnung 

I obliegenden Pflichten und für die Beachtung der in 
! Artikel 16 geregelten Auskunftspflicht. Sie tref- 
fen zu diesem Zweck vor dem 1. Januar 1961 nach 
Anhörung der Kommission die erforderlichen Maß- 
nahmen. 

(2) Die Kommission kann ihre Bediensteten mit 
bestimmten Kontrollauf gaben beauftragen. Diese 
besitzen auf dem Gebiete der Mitgliedstaaten und 
im vollen zur Durchführung ihrer Aufgaben erfor- 
derlichen Umfange Rechte und Befugnisse, die nach 
den Gesetzen dieser Staaten den Angehörigen 
ihrer Finanz Verwaltungen zustehen. Die Kontroll- 
aufgaben und die Stellnng der mit ihrer Durch- 
führung beauftragten Personen sind dem beteiligten 
Staat ordnungsmäßig hekanntzugehen. Beamte die- 
ses Staates können auf seinen Antrag oder auf 
Antrag der Kotmmission die Bedienisteten der Kom- 
mission bei der Erfüllung ihrer Aufgaben unter- 
stützen. 

(3) Die an einer Kontrolle nach diesem Artikel 
beteiligten Personen (Sind zur Wahrung des Be ruf s- 
geheimniisses gemäß Artikel 214 des Vertrages ver- 
pflichtet. 

Artikel 18 

Um die Durchführung der in ddieser Verordnung 
vorgesehenen Kontrollmaßnahmen zu gewährlei- 
sten, erlassen die Mitgliiedstaaten nach Anhörung 
der Kommission und innerhalb der in Artikel 17 
Absatz 1 dieser Verordnung vorgesehenen Frist 
geeignete Sank tionsb es timmiungen . 


Artikel 19 

(1) Erteilt ein Verkehrsunternehmer die in Ar- 
tikel 14 dieser Verordnung vorgesehenen Auis- 
künfte nicht innerhalb der festgesetzten Frist, so 
kann die Kommission gegen ihn Zwanigsgelder bis 
zum Höchstbetrag von ednhundert Rechnungsein- 
heiten für jeden Tag des Veirzugs festsetzen. 

(2) Erteilt ein Verkehrsunternehnier der Kom- 
misision wissentlich falsche Auskünfte, so kann 
diese gegen ihn Geldbußen bis zum Höchstbetrag 
von eintausend Re(chnungseinh eiten festsetzen. 


Artikel 20 

(1) Stellt die Kommission fest, daß eine Diskri- 
miniierung im Sinne des Artikels 79 Absatz 1 des 
Vertrages vorliegt, so kann sie gegen den Ver- 
kehrsunternehmer, der diese zu verantworten hat, 
eine Geldbuße bis zur Höhe des zwanzigfachen 
I Wertes des von dem Verkehrsunternehmer erziel- 
! ten oder verlangten Beförderungspreises festsetzen. 
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(2) Bleiibt eine Diskrianinderung im Sinne des 
Artikels 79 Absatz 1 des Vertrages entgegen einer 
Entscheidung der Kommission, diie deren Beseitigung 
anordnet, bestehen, so kann die Koanmisision 
gegen den verantwortlichen Verkehrsuntemehmer 
Zwangsgelder bis zum Höchstbetrag von eintausend 
Re chnoingseinh eiten für jeden Tag des Verzugs I 
festsetzen. ! 


Artikel 21 

Für die Anwendung der vorstehenden Artikel ist 
die bei der Aufstellung des Haushaltsplans der 
Gemeinschaft gemäß Artikel 207 und 209 des Ver- 
trages verwendete Rechnungseinheit maßgebend. 


A r t i k e 1 22 

(1) Verkehrs Unternehmer dim Sinne dieser Ver- 
oirdnung können natürliche und juristische Perso- 
nen sein. 

(2) Juristische Personen sind für ihre Bedienste- 
ten hinsichtlich der Beachtung der Vorschriften 
dieser Verordnung verantwortlich; die in den 
Artikeln 18, 19 und 20 vorgesehenen Sanktionen 
können unmittelbar gegen sie verhängt werden. 


Artikel 23 

Die von der Kommission festgeisetzten Geldbußen 
und Zwangsgelder sind von den für die Vollziehung 
dieser Entsdieddungen nach Artikel 192 des Ver- 
trages zuständigen Behörden an die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft abzuführen und in deren 
Haushalt als Einnahmen auszuweisen. 


Artikel 24 

Beantragt ein Mitgliedstaat nach Artikel 79 Ab- 
satz 4 des Vertrages die Prüfung eines Falles, der 
nach seiner Auffassung eine Diskriminierung dar- 
stellt, so ist der Antrag zu begründen. 


Artikel 25 

(1) Die Kommission erläßt Entscheidungen auf 
Grund des Artikels 79* Absatz 4 des Vertrages nach 
Anhörung des Betroffenen oder seines Beauftrag- 
ten; sie kann einen ihrer Bediensteten zur Entge- 
gennahme der Erklärungen ermächtigen. 

, (2) Gegen eine von der Kommission aut Grund 

I des Artikels 20 dieser Verordnung festgesetzte 
i Sanktion kann der Betroffene binnen zwei Mo- 
. naten nach Zustellung dieser Entscheidung Klage 
1 im Verfahren mit unbeschränkter Ermessensnach- 
I Prüfung gemäß Artikel 172 des Vertrages erheben. 


Artikel 26 

Die Kommission erhält den Auftrag, die zur An- 
wendung dieser Verordnung erforderlichen Aus- 
führungsbestimmungen ZU erlassen. 


Artikel 27 

(1) Diese Verordnung tritt, vorbehaltlich der Be- 
stimmungen des Artikels 10, am 1. Januar 1960 in 
Kraft. 

(2) Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen 
I verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
i Staat. 


Geschehen zu . . . am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 



Drucksache 1497 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Begründung 


L Allgemeine Überlegungen 

Der Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft sieht in Artikel 74 für die Mit- 
gliedstaaten die Verpflichtung vor, die Ziele des 
Vertrages auf dem Gebiete des Verkehrs im Rah- 
men einer gemeinsamen Verkehrspolitik zu ver- 
folgen. 

Artikel 75 des Vertrages legt das Verfahren für 
die Durchführung von Artikel 74 fest. Der Rat be- 
stimmt die gemeinsame Verkehrspolitik auf Vor- 
schlag der Kommission und nach Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozia lausschiussies und des Euro- 
päischen Parlaments; er entscheidet bis zum Ende 
der zweiten Stufe einstimmig, danach mit quali- 
fizierter Mehrhedt. 

Im Vertrag wird jedoch der Inhalt dieser gemein- 
saimen Verkehrspolitik nicht genau festgelegt. Man 
muß daher die allgemeinen Ziele und den Gedst 
des Vertrages berücksiichtigen, mach denen in der 
Gemeinschaft schrittweise eine Liberaliisierung des 
Warenverkehrs und eine Erhöhung der Produktivi- 
tät erzielt werden sollen. Die Verkehrspolitik muß 
sich in diesen allgemieinen Rahmen einfügen und 
entsprechend Artikel 75 „den Besonderhetiten des 
Verkehrs“ Rechnung tragen. 

Die Ausarbeitung dieser gemeinsamen Verkehrs- 
politik ist eine schwere und langwierige Aufgabe. 
Es erfordert viel guten Willen und einen echten 
Gemeinschaftsgeiist, wenn man erfolgversprechende 
Lösungen erreichen Will. Im Rahmen des institu- 
tionellen Verfahrens wird die EWG -Kommission 
hierbei die Initiative ergreiifen müssen. 

Der freie Warenverkehr in der Gemeinschaft wird 
durch den schrittweisen Abbau der Zölle und Kon- 
tingente gewährleistet. Es dürfen jedoch nicht auf 
anderen Gebieten und durch andere Verfahren neue 
Hindernisse für den freien Warenverkehr geschaf- 
fen werden. Daher muß im Sinne des Vertrages 
auf dem Gebiiet des Verkehrs jede Diskriminierung 
vermieden werden, die solche Hindernisse für den 
freien Warenverkehr schaffen würde. 

Die Organe der Gemeinschaft haben die Aufgabe, 
derartige Hindernisse zu beseitigen. Der Vertrag, 
insbesondere Artikel 75 und 79 Abs. 2, erteilt 
den Organen die Befugnis, die hierzu erforderlichen 
Vorschriften zu erlassen. Die gemeinsame Ver- 
kehrspolitik muß die Beseitigung aller dem Vertrag 
entgegenstehenden Diskriminierungen gewährlei- 
sten. 

Einige Vertragsartikel schreiben jedoch bestimmte 
Regeln vor, die für ein begrenztes Gebiet und 
innerhalb bestimmter Fristen zu erlassen sind. So 
sieht Artikel 79 im Verkehr innerhalb der Gemein- 
schaft die Beseitigung der Diskriminierungen vor, 
„die darin bestehen, daß ein Verkehrs unternehm er 
auf denselben Verkehrs Verbindungen für die glei- 


, chen Güter je nach ihrem Herkunfts- oder Bestim- 
mungsland unterschiedliche Frachten und Beförde- 
rungsbedingungen an wendet“. 

' Absatz 3 des gleichen Artikels schreibt vor, daß 
vor dem 1. Januar 1960 eine Regelung zur Durch- 
, führung dieses Grundsatzes getroffen werden muß. 

Man kann feststellen, daß die in Artikel 79 Abs. 1 
I genannten Diskriminierungen nur von geringer 
t Bedeutung sind und dn der Praxis verhältnismäßig 
selten auftreten. Die schwerwiegenden Diskrimi- 
' nierungen, die den freien Warenverkehr erheblich 
behindem, müssen durch Vorschriften auf Grund 
i von Artikel 79 Abs. 2 und Artikel 75 des Ver- 
I träges beseitigt werden. Daher Ist die Kommission 
der Ansicht, daß die Bestimmungen dieser Artikel 
I unverzüglich durchgeführt werden sollten. 

i In Artikel 79 Abs. 3 wird der Rat jedoch ver- 
pflichtet, noch vor dem 1. Januar 1960 auf Vorschlag 
der Kommission und nach Anhörung des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses eine Regelung zur Durchfüh- 
j rung von Artikel 79 Abs. 1 zu treffen. 

j Bei der Vorlage ihrer Vorschläge für diese Rege- 
limg ist sich die Kommission voll bewußt, daß die 
j Organe der Gemeinschaft innerhalb des beschränk- 
i ten An wen dungsbe reiches von Artikel 79 Abs. 1 
I und 3 nicht der gemeinsamen Verkehrspolitik vor- 
greifen können, die im Rahmen von Artikel 75 nach 
1 dem dort vorgesehenen Verfahren festziulegen ist. 

Daher war sie bestrebt, nur solche Maßnahmen vor- 
zuschlagen, die sie für die Durchführung von Artikel 
I 79 Abs. 1 für unerläßlich hält, und von jeder 
' Maßnahme abzusehen, die im Rahmen der allge- 
meinen Verkehrspolitik getroffen werden muß. 


i II, Durchführung der Vorschriften des Artikels 79 
Abs. 1 

Die Kommission hat sich bei der Ausarbeitung der 
Vorschläge, die sie nach Artikel 79 Abs. 3 des 
Vertrages unterbreiten muß, um eine möglichst 
weitgehende Unterstützung bemüht. Sie hat zahl- 
reiche Verbindungen z.u den beteiligten Wirtschafts- 
kreisen aufgenommen. Sie hat die Stellungnahme 
des gemäß Artikel 83 des Vertrages gebildeten 
beratenden Ausschusses eingeholt und sie an den 
Ministerrat weitergeleitet. Schließlich hat sie nach 
I dem zwischen den Exekutivorganen der beiden Ge- 
I meinschaften geltenden Grundsatz der Zusammen- 
) arbeit während der Vorbereitungsarbeiten die 
Hohe Behörde der EGKS konsultiert. 

Es liegt der Kommission daran, Vorschläge zu 
unterbreiten, die eine wirksame Durchführung des 
■ Artikels 79 Abs. 1 ermöglichen. In Anbetracht 
des beschränkten Anwendungsbereiches dieser Vor- 
schriften und ihrer verhältnismäßig geringfügigen 
Bedeutung wollte sie eine möglichst elastische 
i Regelung Vorschlägen. 
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Da der Wortlaait des Artikels 79 zieanlich unklar ist, 
scheint es zunächst einmal notweiMiig, die in Ar- 
tikel 79 Abs. 1 genannten Diskriminierungen in 
der Verordnung sielbst zu untersagen. 

Diese Diskriminierungen werden daher in der Ver- 
ordnung verboten. Neue Diskriminierungen dieser 
Art dürfen in Zukunft nicht eingeführt werden. Die 
bestehenden Diskriminierungen sind schrittweise in 
bestimmten Zeitabschnitten zu beseitigen. Sie wer- 
den daher entsprechend den Vertragsbestimmungen 
vor dem Ende der zweiten Stufe abgeschafft sein. 

Zur Feststellung der Diskriminierungen nach Arti- 
kel 79 Abs. 1 benötigt die Kommission bestimmte 
Beweismittel. Zu diesem Zweck muß ein einfaches, 
aber beweiskräftiges Beförderungspapier für alle 
Beförderungen innerhalb der Gemeinschaft einge- 
führt werden. Soweit derartige Dokumente bereits 
vorhanden sind, brauchen neue Beförderungs- 
papiere nicht eingeführt zu werden. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß die Verpflich- 
tung zur Einführung solcher Unterlagen gerecht- 
fertigt ist und keine übermäßige Belastung für den 
Verkehrsunternehmer darstellt. Für Transporte von 
geringer Bedeutung und für den Werkverkehr sind 
jedoch gewisse Ausnahmen vorzusehen. 

Nach verschiedenen der Kommission zugegangenen 
Auffassungen können die in Artikel 79 Abs. 1 
genannten Diskriminierungen tatsächlich nur bei 
bestimmten Verkehrskategorien vorhanden sein. 
Die Vermutung für das Bestehen von Diskriminie- 
rungen wäre nach dieser Ansicht vor allem gege- 
ben, wenn 

a) die Frachten und Beförderungsbedingungen 
sich aus Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten er- 
geben oder den Verkehrsunternehmern behördlich 
auferlegt sind; 

b) die Frachten und Beförderungsbedingungen 
durch eine Absprache zwischen Verkehrsunterneh- 
mern festgelegt werden; 

c) der betreffende Verkehrsunternehmer eine 
beherrschende Stellung auf dem Markt oder einem 
wesentlichen Teil dieses Marktes innehat. 

Nach dieser Auffassung würde es genügen, die Ver- 
pflichtung zur Einführung eines Beförderungspapiers 
auf diese Verkehrskategorien zu beschränken. Die 
Kommission hat jedoch geglaubt, sich dieser Ansicht 
nicht anschließen zu können. Eine allgemeine Re- 
gelung sollte keine grundsätzlichen Unterschiede 
zwischen den verschiedenen Kategorien der Ver- 
kehrsunternehmer machen. Man kann ferner eine 
für die Zukunft geltende Regelung nicht auf Grund 
von heutigen Überlegungen treffen, die sich später 
ändern könnten. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß die Verpflich- 
tung, ein Beförderungspapier auszustellen, grund- 
sätzlich allgemein gelten muß. Sie hält es jedoch 
für zweckmäßig, sich das Recht vorzubehalten, diese 
Bestimmung für einige noch festzulegende Ver- 
kehrskategorien zu einem späteren Zeitpunkt in 
Kraft zu setzen. So wird sie nach den künftigen 
Erfahrungen festlegen können, von welchem Zeit- 
punkt an die Verpflichtung zur Einführung eines 
Beförderungspapiers für solche Verkehrskategorien 
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erforderlich wird, bei denen die Vermutung einer 
Nicht-Diskriminierung gegeben scheint. 

Es muß darauf hingewiesen werden, daß die in dem 
Entwurf der Verordnung vorgesehenen Ausnahmen 
nur hinsichtlich des Beförderungspapiers gelten. Das 
Diskriminierungsverbot nach Artikel 79 gilt allge- 
mein, da es im Vertrag selbst vorgeschrieben ist. 

Die Verordnung sieht die schrittweise Beseitigung 
der Diskriminierungen im Sinne des Artikels 79 
Abs. 1 vor. Die hierzu vorgeschlagenen Mittel 
tragen diesem Gedanken Rechnung. Die Kommis- 
sion glaubt, daß zur vollständigen Beseitigung der 
Diskriminierungen nach Artikel 79 Abs. 1 die 
„Transparenz“ der Frachten und Beförderungsbedin- 
gungen gewährleistet sein muß. Sie hält es daher 
für notwendig, daß die Frachten und Beförderungs- 
bedingungen im Verkehr innerhalb der Gemein- 
schaft von einem bestimmten Zeitpunkt an, vor dem 
Ende der zweiten Stufe, veröffentlicht werden sol- 
len. Sie ist sich dessen bewußt, daß diese Veröffent- 
lichung aus praktischen Gründen nicht sofort vor- 
geschrieben werden kann. Die Form, Gestaltung 
und der Anwendungsbereich dieser Veröffent- 
lichung können sich den Gegebenheiten anpassen 
und brauchen nicht unbedingt für die drei Trans- 
portarten einheitlich zu sein. 

Es muß besonders darauf hingewiesen werden, daß 
diese Veröffentlichung nicht zwangsläufig eine Tari- 
fierung bedeutet. Der Ministerrat wird auf Vor- 
schlag der Kommission und nach Anhörung des 
I Wirtschafts- und Sozialausschusses bis zu einem 
; bestimmten Zeitpunkt die Form, Gestaltung und den 
I Anwendungsbereich dieser Veröffentlichung nach 
' Maßgabe und in den Grenzen des Artikels 79 
; Abs. 1 und 3 festlegen. Nach Ansicht der Kommis- 
i sion darf die begrenzte Veröffentlichung, die sie 
für die Beseitigung der Diskriminierungen nach 
Artikel 79 für unerläßlich hält, auf keinen Fall der 
gemeinsamen Verkehrspolitik vorgreifen, die im 
; Rahmen von Artikel 75 und entsprechend dem dort 
: vorgesehenen Verfahren festgelegt werden muß. 
Im übrigen kann der Standpunkt der Kommission 
hinsichtlich der Durchführung des Artikels 79 auch 
in keiner Weise die Maßnahmen präjudizieren, die 
künftig auf der Grundlage der Artikel 7 und 85 ff. 
des Vertrages zu treffen sein werden. 

Wenn die Verordnung wirksam sein soll, muß sie 
' ein Überwachungssystem und Sanktionen vorsehen. 

, Die Überwachung ist in erster Linie von den Mit- 
gliedstaaten vorzunehmen. Die Kommission muß 
sich jedoch das Recht Vorbehalten, Stichproben 
I durchzuführen. Sie hat weder die Absicht, innerhalb 
ihrer Verwaltung einen besonderen Kontrollapparat 
I zu schaffen, der nicht im Verhältnis zu den erstreb- 
^ ten Zielen stände, noch eine übertrieben strenge 
Kontrolle auszuüben. In der Praxis wird die Kom- 
mission wahrscheinlich in den meisten Fällen auf 
Grund einer Klage der Beteiligten tätig werden. 

Die vorgieschlagenen Sanktionen folgen den gro- 
ßen Linien des Vertrages und den EGKS-Bestim- 
mungen; sie führen keine grundsätzlichen Neuerun- 
gen herbei. Das vorgesehene Verfahren sichert die 
gesetzmäßigen Rechte der Beteiligten und sieht die 
Möglichkeit einer gerichtlichen Überprüfung vor. 
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Es erhebt sich die Frage, ob diese Verordnung auch 
auf die Rheinschiffahrt Anwendung finden soll. Die 
Kommission ist der Ansicht, daß die Verordnung 
den Bestimmungen der Mannheimer Akte in keiner 
Weise entgegensteht, da die in ihr enthaltenen Ver- 
pflichtungen den freien Verkehr der Schiffahrt auf 
dem Rhein nicht behindern können. Falls bei der 
Durchführung der Verordnung Schwierigkeiten 
auftreten sollten, sind diese mit den zuständigen 
Steilen zu regeln. 

Die unter die Zuständigkeit des EGKS-Vertrages 
fallenden Beförderungen sind von der Anwendung 
dieser Verordnung ausgenommen. Sie unterliegen 
auf dem Gebiet der Disikriminierungen weiterhin 
den Bestimmungen des EGKS-Vertrages, die von 
Artikel 79 des EWG-Vertrages abweichen. 

Selbstverständlich hindert die für die Durchführung 
des Artikels 79 Abs. 1 vorgeschlagene Regelung die 
Mitgliedstaaten nicht, in ihrem Hoheitsgebiet eine 
strengere Regelimg bei zubeh alten oder einzuführen. 


III. Erläuterungen zu den einzelnen Artikeln 
Präambel 

Da vorstehend eine genaue Begründung der Maß- 
nahmen gegeben wird, die zur Durchführung des 
Artikels 79 Abs. 1 ergriffen werden sollen, hält es 
die Kommission für ausreichend, in der Präambel 
lediglich die rechtlichen Grundlagen der vorgeschla- 
genen Verordnung sowie die Stellungnahme des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses zu erwähnen, die 
noch vom Rat einzuholen ist. Sie hat jedoch darauf 
hingewiesen, daß die Verordnung unbeschadet der 
Vorschriften des Artikels 75 getroffen wird, um 
eindeutig hervorzuheben, daß isie der gemeinsamen 
Verkehrspolitik nicht vorgreifen will. 


Artikel 1 

Die in diesem Artikel gegebenen Definitionen er- 
möglichen eine Vereinfachung des Textes, da in 
der Verordnung eine ständige Wiederholung der 
vollständigen Bezeichnungen vermieden werden 
kann. 


Artikel 2 und 3 

Diese Artikel legen den Anwendungsbereich der 
Verordnung fest. Die Kommission ist der Ansicht, 
daß die Bezeichnung „Verkehr innerhalb der Ge- 
meinschaft“ in Artikel 79 Abs. 1 den Verkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten, den Verkehr inner- 
halb der Mitgliedstaaten und den Verkehr zwischen 
Mitgliedstaaten und dritten Ländern umfaßt, so- 
weit er innerhalb des Gebietes der Gemeinschaft 
durchgeführt wird. Eine engere Auffassung des An- 
wendungsbereiches könnte eine Verschleierung von 
Verstößen gegen Artikel 79 Abs. 1 ermöglichen 
und Verzerrungen hervorrufen, die im Ergebnis die 
Beseitigung der Diskriminierungen wieder auf- 
heben würden. 


Artikel 4 

Keine Erläuterungen. 


Artikel 5, 6 und 7 

Wie bereits unter II. dargelegt worden ist, enthal- 
ten diese Artikel das Verbot von Diskriminierun- 
gen und die Vorschriften für ihre schrittweise Be- 
; seitigung. 

Während den Verkehrsunternehmern mit Inkraft- 
treten dieser Verordnung untersagt wird, diskri- 
minierende Angebote abzugeben (Tarife, Konven- 
tionen, Preisabsprachen und Beförderungsbedin- 
I gungen), sieht Artikel 6 die Zeitfolge für die 
i schrittweise Beseitigung der bestehenden Diskri- 
I minierungen unter Berücksichtigung ihrer jewei- 
I ligen Bedeutung vor. 


I 


Artikel 8 

Zur Feststellung von Diskriminierungen im Sinne 
des Artikels 79 Abs. 1 muß die Kommission die 
Tarife, Preisabsprachen usw. kennen, die nach dem 
Herkunfts- oder Bestimmungsland der Güter Dif- 
ferenzierungen enthalten. Es ist durchaus möglich, 
daß derartige Unterschiede keine Diskriminierungen 
auf Grund der Herkunft oder der Bestimmung der 
beförderten Güter darstellen, sondern auf andere 
Gründe, z. B. die in Artikel 15 Abs. 2 dieser Ver- 
ordnung aufgeführten Umstände zurückzuführen 
sind. 


Artikel 9 


Die Gründe, die die Kommission veranlaßt haben, 

I die Einführung eines Beförderungspapiers vorzu- 
1 schreiben, wurden bereits erwähnt. Es ist darauf 
hinzuweisen, daß derartige Dokumente bereits 
weitgehend im Verkehr innerhalb der Gemeinschaft 
i verwendet werden. In dem in der Verordnung 
j vorgesehenen Dokument werden weniger ausführ- 
I liehe Angaben verlangt, als sie in den nationalen 
j Gesetzen und den geltenden Verträgen vorgeschrie- 
] ben sind. Um die Handelsusancen bestimmter 
I Wirtschaftsbereiche nicht zu beeinträchtigen, hat die 
I Kommission die Möglichkeit eingeräumt, den 
I Frachtpreis auf dem Exemplar des Dokumentes, das 
I die Ware begleitet, nicht zu erwähnen. 


Artikel 10 

Um den Verkehrsunternehmern, die gegenwärtig 
i ein solches Dokument nicht ausstellen müssen, Zeit 
I für die notwendigen Vorbereitungen zu geben, tritt 
Artikel 9 erst am 1. Januar 1961 in Kraft. Ferner 
kann die Kommission das Inkrafttreten dieses Ar- 
tikels für diejenigen Verkehrskategorien noch über 
diesen Zeitpunkt hinaus verschieben, bei denen 
das Fehlen eines Beförderungspapiers die Kommis- 
sion bei der Erfüllung ihrer Aufgabe nicht wesent- 
1 lieh behindert. 
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Artikel 11 

Um die Belastung der Verkehrsunternehnier mög- 
lichst gering zu halten, werden in Artikel 11 solche 
Beförderungen von den Vorschriften des Artikels 9 
sofort ausgenommen, bei denen die Gefahr einer 
Verletzung des Artikels 79 Abs. 1 gering ist. Die 
Befreiung für den Nahverkehr gilt jedoch nur im 
Binnenverkehr. 

Artikel 12 

Dieser Artikel enthält eine weitere Ausnahme von 
der Einführung des Beförderungspapiers zugunsten 
der dort aufgeführten Beförderungen. Die Kommis- 
sion hielt es nicht für zweckmäßig, hier einer Defi- 
nition vorzugreifen, die u. U. in Anwendung an- 
derer Vertragsbestimmungen für den Werkverkehr 
festzulegen ist. 

Artikel 13 

Die Kommission hat ihre Auffassung über die Ver- 
öffentlichung bereits unter 11. dargelegt. 

Artikel 14 

Dieser Artikel gibt der Kommission die Möglich- 
keit, bei den Regierungen und Unternehmen alle 
Auskünfte einzuholen, die sie für die Prüfung der 
ihr bekanntgewordenen Diskriminierungen be- 
nötigt. 

Artikel 15 

Die Bestimmungen dieses Artikels ergeben sich aus 
Artikel 8 und ermöglichen es den Verkehrsunter- 
nehmern, die Differenzierungen zu rechtfertigen, 
die Artikel 79 Abs. 1 nicht entgegenstehen. 

Artikel 16 

Dieser Artikel soll verhüten, daß die Inanspruch- 
nahme eines Spediteurs oder eines Vermittlers 
von Beförderungsleistungen sowie gewisser Hilfs- 
tätigkeiten erlaubt, sich dem Diskriminierungsver- 
bot zu entziehen. 

Artikel 17 

In diesem Artikel werden die Kontrollaufgaben der 
Mitgliedstaaten und der Kommission gegeneinan- 
der abgegrenzt. 

Die Vorschriften über die Überwachungsaufgaben, 
die den Bediensteten der Kommission übertragen 


werden können, sind die gleichen wie in Artikel 86 
des EGKS-Vertrages. 

Artikel 18 

Die Anhörung der Kommission ist notwendig, um 
eine möglichst weitgehende Vereinheitlichung der 
Maßnahmen der Staaten zu erzielen. 

Artikel 19 

Die Kommission muß über wirksame Mittel ver- 
fügen, um die Auskünfte zur Feststellung der Dis- 
kriminierungen zu erhalten. 

Artikel 20 

Die Kommission kann Geldbußen und Zwangsgel- 
: der auferlegen, um die Beseitigung der festgestell- 
ten Diskriminierungen und die Beachtung ihrer Ent- 
; Scheidungen zu erreichen. Sie kann die Höhe die- 
, ser Geldbußen oder Zwangsgelder je nach der 
i Schwere der Verletzung festsetzen. 

Artikel 21 

Keine Erläuterung. 

I Artikel 22 

I Absatz 2 dieses Artikels gibt der Kommission die 
I Möglichkeit, unabhängig von den innerstaatlichen 
: Rechtsvorschriften Strafmaßnahmen gegen juristi- 
sche Personen zu verhängen. 

Artikel 23 und 24 

Keine Erläuterungen. 

Artikel 25 

Dieser Artikel gewährt das Recht auf Verteidigung. 
Die Kommission schlägt vor, für die nach Artikel 19 
; der Verordnung auferlegten Sanktionen Artikel 172 
des Vertrages anzuwenden. 

Artikel 26 

I Die Durchführung dieser Verordnung erfordert 
zweifellos gewisse Maßnahmen, zu denen die Kom- 
• mission nach Artikel 155 letzter Absatz des Ver- 
i träges befugt ist. 

i 

Artikel 27 

Keine Erläuterungen. 
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